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				Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in diesem Werk das generische Maskulinum verwandt. Weibliche und anderweitige Geschlechteridentitäten werden dabei ausdrücklich mitgemeint.

				

					»Man darf nicht nur dagegen sein, 
man muss etwas tun.«

					Sophie Scholl (NS-Widerstandsgruppe »Weiße Rose«)

				

					Kämpfen ist Kopfsache

				
					
						1. Weil jede Demokratie fallen kann

						14 Lektionen, um den Super-GAU zu verhindern

					
					Kann es wieder passieren? Kann die deutsche Demokratie noch einmal scheitern? Nach Hitler? Nach dem Holocaust? Nach 1933 und 1945?

					Ja, ohne jeden Zweifel. Denn jede Demokratie kann fallen und durch ein autoritäres System ersetzt werden. Dieser Prozess wird paradoxerweise oft sogar durch demokratische Wahlen ausgelöst. Wer wüsste das besser als die Deutschen.

					Die Kernfragen liegen also auf der Hand: Wie genau könnte der Sturz der Demokratie ablaufen? Wie reagieren wir auf die – wie plötzlich sogar der Bundespräsident sagt – größte Krise unserer Demokratie seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs? Und: Wie weit sind wir schon?

					 

					Eine beruhigende Standardantwort auf all diese Fragen lautet: Berlin ist nicht Weimar. Viele deutsche Persönlichkeiten waren und sind sich darin einig: zu Lebzeiten der einflussreiche CDU-Politiker Wolfgang Schäuble, Bundesminister in vielen Kabinetten, oder der Historiker Götz Aly. Sie beschwören die gewachsene demokratische Tradition sowie Unterschiede zwischen Hitler und Höcke. Der unausgesprochene Subtext lautet: Lasst mal die Kirche im Dorf. Vom Ende der Demokratie sind wir noch weit entfernt.

					»Berlin ist nicht Weimar« ist im Kern auch nicht falsch. Doch der Satz ist zu einer Beruhigungspille geworden, die unvorsichtig und blind für die wirkliche Gefahr macht. Zudem ist die Aussage unpräzise.

					Die Weimarer Republik der frühen 1920er-Jahre scheint mit dem Deutschland des 21. Jahrhunderts in der Tat wenig gemeinsam zu haben. Da waren die marodierenden rechtsextremen Veteranen des Ersten Weltkriegs, die politische Feinde ermordeten, auf den Straßen schlugen linke und rechte Demonstrationen regelmäßig in Gewalt um, während das Land inmitten einer Weltwirtschaftskrise am Abgrund stand. Hitler putschte erfolglos und führte später trotzdem die Welt ins Verderben.

					Und heute? Kein Chaos, keine Massenarmut, politische Morde sind nicht an der Tagesordnung.

					Also ist alles ganz anders als damals – oder?

					Vorsicht! Nicht so schnell.

					Erinnern wir uns: Wie kam eigentlich die NSDAP an die Macht?

					Bekanntlich ohne jemals von der absoluten Mehrheit der Deutschen in freien Wahlen gewählt worden zu sein. Das demokratische Spektrum war zersplittert und zerrüttet, viele Parteien hatten unvereinbare Ziele: Monarchie versus Demokratie etwa. Die Konservativen – DVP, DNVP – waren weder geeint noch durchweg demokratisch. Die NSDAP holte dann 1932 zwar 33,1 Prozent der Stimmen – das waren 11,7 Millionen Wähler, aber lange nicht genug, damit die Partei allein an die Macht kommen konnte. Seinerzeit gaben danach erzkonservative Kräfte rund um den langjährigen Zentrumspolitiker Franz von Papen den Steigbügelhalter für Hitler. Der wurde am 30. Januar 1933 zunächst Reichskanzler in einer Koalitionsregierung aus NSDAP und DNVP mit mehreren rechtskonservativen Ministern, bevor wenig später das Parlament mehrheitlich dem sogenannten »Ermächtigungsgesetz« zustimmte und sich selbst entmachtete.

					Am Ende verhalfen also (vermeintliche) Demokraten Hitler zur Kanzlerschaft und später zur absoluten Macht, obwohl die NSDAP früh einen Sündenbock dämonisierte – »das Weltjudentum« – und Hitler bereits 1922 offen über den Holocaust gesprochen hatte: »Wenn ich einmal wirklich an der Macht bin, dann wird die Vernichtung der Juden meine erste und wichtigste Aufgabe sein. Sobald ich die Macht dazu habe, werde ich z.B. in München auf dem Marienplatz Galgen neben Galgen aufstellen lassen, und zwar so viele, als es der Verkehr zulässt. Dann werden die Juden gehängt, einer wie der andere, und sie bleiben hängen, bis sie stinken.«[1] In Mein Kampf und schon zuvor im Programm der NSDAP wurde die mörderische Absicht ebenfalls deutlich. Die Partei baute in der Folge einen modernen Propagandaapparat auf, der den Demokraten weit voraus war. Alles halb so wild, dachten trotzdem zu viele Deutsche, wir sind ja nicht gemeint.

					Klingt vieles davon nicht doch ziemlich vertraut?

					
						#1

						Die Weimarer Republik ging erst mithilfe der Demokraten unter. Es müsste wieder so ablaufen, damit die Demokratie erneut scheitert.

					

					Zerstrittenheit und Demokratieverachtung sind heute wieder Alltag. Ein Sündenbock ist ebenfalls bereits gefunden – fast alle Probleme werden der Migration angelastet, und zu wenige protestieren lautstark dagegen. Die Rechten dominieren den Diskurs und die wichtigsten digitalen Plattformen. Nicht nur wir fragen uns darum: Wie genau könnte die Demokratie dieses Mal stürzen? Und: Kann eine Partei wie die AfD dabei wirklich die Hauptrolle spielen? Spoiler: Ja, kann sie. Aber wie in Weimar gilt: Demokratiefeinde haben auch heute ohne den Support von Konservativen und der sogenannten »politischen Mitte« noch immer keine Chance, an die Macht zu kommen.

					Worauf müssen wir uns also – schlimmstenfalls – vorbereiten? Denn erst wenn uns das klar ist, wissen wir, wie wir kämpfen müssen.

					
						#2

						Die AfD propagiert völkischen Nationalismus, also eine ethnisch und kulturell weitgehend homogene Gesellschaft. Die kann es nur geben, wenn zuvor unsere freie Demokratie abgeschafft wird.

					

					Die gute Nachricht: Die Demokratie zu stürzen ist heute deutlich schwerer als noch in der Weimarer Republik. Wir haben seit über 75 Jahren ein Grundgesetz mit Grundrechten, die Ewigkeitsgarantie genießen – von der unantastbaren Menschenwürde über die Meinungsfreiheit bis zur Glaubens- und Bekenntnisfreiheit. Jeder Mensch kann deswegen in Deutschland (zumindest theoretisch) leben und lieben, wie er will. Der Bundespräsident darf keine Notstandsgesetze am Parlament vorbei erlassen wie einst Hindenburg. Ein starker Sozialstaat verhindert mit Rente, Arbeitslosen- und Wohngeld sowie einer garantierten Grundsicherung, dass Menschen so brutal verarmen wie nach dem Schwarzen Freitag im Jahr 1929. Der Bundestag kann nicht einfach aufgelöst und der Bundeskanzler nicht ohne Nachfolger(in) abgesetzt werden. Und: Wir sind auf dem Papier eine wehrhafte Demokratie – verfassungsfeindliche Parteien dürfen verboten werden (Artikel 21, Absatz 2 des Grundgesetzes gibt das vor, die Details werden im Paragraf 43 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes geregelt), und die Bürger dürfen sich gegen eine Machtübernahme durch Demokratiefeinde wehren (Artikel 20, Absatz 4 des Grundgesetzes). Sicherungen, implementiert von Realisten, die erlebt haben, wie die erste deutsche Demokratie in einer selbst gemachten Hölle verbrannt ist.

					Warum könnte sich 1933 dann trotzdem wiederholen? Und wie könnte das aussehen? Entwickelt sich die AfD etwa zu einer neuen NSADP, bringt sie einen Führer – oder eine Führerin – hervor, der oder die absolut herrschen wird?

					Unwahrscheinlich. Weil sich Geschichte nie eins zu eins wiederholt. Die AfD hat zudem keine SA, die politische Gegner systematisch von der Straße prügeln könnte. Das war die schärfste Waffe der NSDAP, die Anfang 1933 vor der Machtergreifung noch nicht die dominierende Massenbewegung war – auf die 850.000 Parteimitglieder (die SPD hatte damals über eine Million) kamen aber bereits 1932 über 430.000 SA-Schläger, die politische Gegner und Wähler nahezu jederzeit einschüchtern konnten.

					Die Mitglieder der AfD tragen auch keine Uniformen – die Partei hat zwar viele Soldaten in ihren Reihen, aber nicht Tausende wie die NSDAP unter Hitler. Und die Parteivorsitzenden besitzen wenig Macht, weil der radikalste Teil den Kurs der AfD bestimmt.

					Die AfD ist dabei auch keine wesensgleiche Wiedergängerin der NSDAP. Doch es gibt eine gefährliche Schnittmenge: Die AfD propagiert wie die NSDAP völkischen Nationalismus mit dem Ziel einer ethnisch und kulturell weitgehend homogenen Gesellschaft. Genau das war auch der ideologische Kern der nationalsozialistischen »Volksgemeinschaft«, in deren Namen Juden, Homosexuelle, Behinderte und politische Gegner ausgegrenzt, in Lagern gefoltert und millionenfach ermordet wurden. Damals wie heute bedeutet völkischer Nationalismus: Blut und Boden. Jeder kann es im Fall der AfD nachlesen, ungezählte Quellen sind frei einsehbar: die Gutachten des Verfassungsschutzes, eingeführte Beweismittel in diversen Prozessen, Chats, in denen AfD-Leute offen Umsturz-, Macht- und Gewaltfantasien freien Lauf ließen.[2] Zudem Gerichtsurteile gegen AfD-Politiker, die dafür verurteilt wurden, ihre wehrlosen Opfer geschlagen, getreten, gebissen, mit Reizgas attackiert oder mit dem Pkw angefahren zu haben. Wir haben diese Beweislage in unserem Buch Angriff auf Deutschland. Die schleichende Machtergreifung der AfD ausführlich dokumentiert.[3]

					Dazu gibt es die aktuellen Zitate der Parteichefin Alice Weidel, die den völkischen Kurs des Höcke-Flügels mitträgt und auf einem Parteitag mit dem rechtsextremen Kampfbegriff »Remigration« öffentlich die Rechte migrantischer Menschen angreift. Es sind auch keine Petitessen, wenn der Thüringer AfD-Chef Björn Höcke auf der Straße Seite an Seite mit Reichsbürgern und anderen Demokratiefeinden marschiert oder für den Gebrauch der verbotenen SA-Losung »Alles für Deutschland« verurteilt wird. Wenn er in seinem Buch Nie zweimal in denselben Fluss davon fabuliert, in einer »Wendezeit« mit deutscher »Unbedingtheit« die Sache »gründlich und grundsätzlich« anzupacken und »keine halben Sachen« machen zu wollen, wobei man dann »leider ein paar Volksteile verlieren« werde, »die zu schwach oder nicht willens sind, sich der fortschreitenden Afrikanisierung, Orientalisierung und Islamisierung zu widersetzen«[4]; wenn der Autor an anderer Stelle »ein großangelegtes Remigrationsprojekt« anpreist und raunt, man werde um eine »Politik der wohltemperierten Grausamkeit« nicht herumkommen, wobei »menschliche Härten und unschöne Szenen« bisweilen unvermeidbar seien[5] – dann sollte man Höcke beim Wort nehmen. Auch der AfD-Ehrenvorsitzende Alexander Gauland hat nicht zufällig die NS-Terrorherrschaft als »Vogelschiss in über 1000 Jahre erfolgreicher deutscher Geschichte«[6] verharmlost und bei einer Rede in Thüringen 2017 gesagt: »[Wir] … haben … […] das Recht, stolz zu sein auf die Leistungen deutscher Soldaten in zwei Weltkriegen.«[7] Soldaten jener Wehrmacht, die am massenmörderischen »Holocaust auf freiem Feld« beteiligt war, wie es der Historiker Hannes Heer nennt. Die Parolen der führenden AfDler sind genau so gemeint – man sieht sich stolz in der Tradition von Verbrechern.

					Der völkische Nationalismus hat 1933 in die Katastrophe geführt und ist heute für ein modernes Einwanderungsland, in dem 25 Millionen Menschen mit Migrationsgeschichte leben, natürlich nicht minder gefährlich. Dass Menschen mit so unterschiedlichen Wurzeln Deutschland ihre Heimat nennen, ist unumkehrbar – es sei denn, man wendet Gewalt an und missbraucht den Rechtsstaat, um diese Menschen wieder zu vertreiben. Doch genau das propagieren viele AfDler – in Chats, in Posts, in Gesprächen. Wenn Alice Weidel deutsche Staatsbürger mit Migrationshintergrund »Passdeutsche« nennt, ist auch das nicht nur ein deutliches Signal, sondern ein Auftrag.

					Die politischen Umsturzfantasien, wie sie in der AfD kursieren, werden nur unzulänglich in einem streng legalistischen öffentlichen Kurs versteckt. Doch 176 Seiten Parteiprogramm stehen Tausende Beweise gegenüber – das offizielle Programm ist nur schlampige Tarnung. Die Faktenlage ist so eindeutig, dass die AfD fast jedes Hauptsacheverfahren vor Gericht verliert. Wer es sehen will, kann und muss längst wissen, was die AfD mit diesem Land vorhat.

					
						#3

						Wer wissen will, wie Demokratien ins Rutschen geraten, sollte vor allem in die USA schauen – dort passiert es vor unseren Augen.

					

					Aber wie könnte die AfD ihre gefährlichen Ziele erreichen? Gibt es Vorbilder, die wir schon jetzt analysieren können, um uns auf die Entwicklung einzustellen? Absolut, die gibt es – und sie finden sich nicht nur in der Vergangenheit, sondern auch im Hier und Jetzt.

					Was ein Rechtsruck anrichtet, lässt sich längst in diversen Stadien studieren, an vielen Orten weltweit. So in Brasilien, Russland, der Türkei, Italien, Polen oder Ungarn. Nicht zuletzt die Weltmacht USA liefert massenhaft Anschauungsmaterial. Und was haben (bei allen Unterschieden) Adolf Hitler, Viktor Orbán in Ungarn und Donald Trump in den USA gemeinsam? Sie alle kamen durch Wahlen an die Macht – bis heute in liberalen Demokratien das Einfallstor zu ihrer eigenen Abschaffung. Viermal wählten die Italiener den korrupten und autoritären Silvio Berlusconi, die Türken dreimal Recep Tayyip Erdoğan, und die Polen erhoben erst 2025 mit Karol Nawrocki einen rechtsradikalen Ex-Hooligan zum Präsidenten. Auch Wladimir Putin wurde zunächst in freien Wahlen gewählt.

					Viktor Orbán hat Ungarn seit seinem Sieg im Jahr 2010 in eine »illiberale Demokratie« verwandelt, wie er es nennt. Er ist das Vorbild für viele moderne Autokraten auf dem Weg zur Macht. Die Forschung spricht von einer »defekten Demokratie«. Orbáns Fidesz-Partei und ein Koalitionspartner bekamen zwar nur 53 Prozent der Stimmen, im Parlament reichten die jedoch für eine Zweitdrittelmehrheit. Mit der im Rücken baute Orbán als demokratisch gewählter Machthaber den Staat radikal um:

						Eine neue Verfassung wurde verabschiedet, die Grundrechte einschränkt.

	Neue Wahlgesetze wurden durchgesetzt, die kleine Parteien benachteiligen, Wahlkreise zudem so zugeschnitten, dass vor allem die Fidesz-Partei profitierte. Ein Machtwechsel wurde drastisch erschwert.

	Orbán sicherte sich außerdem unter anderem mit einem neuen Mediengesetz die Macht über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk – der wurde in der Folge politisch gesäubert, kritische Journalisten wurden massenhaft entlassen. Orbán-Getreue dominieren bislang noch die privaten Medien.

	Orbán besetzte darüber hinaus nominell unabhängige Behörden wie die Staatsanwaltschaften mit treuen Gefolgsleuten.

	Es wurden unter anderem Gesetze gegen Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und LGBTQ-Personen erlassen, um der Zivilgesellschaft zentrale Rechte zu rauben. Die Open-Society-Stiftungen von George Soros, die sich für Meinungsfreiheit, Transparenz, Gleichberechtigung und Rechtsstaatlichkeit einsetzen und von radikalen Rechten weltweit als Hassobjekt angefeindet werden, wurden auf diesem Wege aus Budapest vertrieben.




					Im Jahr 2022 verabschiedete das EU-Parlament bereits einen Beschluss, der anprangerte, dass in Ungarn die Demokratie dabei sei zu »zerfallen« – ein »hybrides System der Wahlautokratie« trete an ihre Stelle. Der Oppositionspolitiker Péter Magyar gewann die Wahl 2026 dann allerdings überraschend klar – obwohl fast alle lokalen Medien den Kandidaten entweder ignoriert oder systematisch verunglimpfend über ihn berichtet hatten. Magyars Sieg bedeutet jedoch nicht, dass das ungarische System am Ende doch nicht autoritär war. Orbán hatte das Land vielmehr so sehr dominiert, dass sich alle anderen progressiven Oppositionsparteien von der Wahl zurückziehen und hinter Magyar – selbst ein Konservativer und ehemals Mitglied in Orbáns Partei – versammeln mussten, um überhaupt eine Chance zu haben. Die realen ökonomischen Probleme der Menschen im Land waren schließlich so groß, dass die Kulturkampf-Argumente Orbáns und seine fiktiven Horrorszenarien (etwa, die Ukraine wolle Ungarn überfallen) nicht mehr verfingen. Vor allem die grassierende Korruption unter Orbán hatte das Land verheert – und genau daran konnte Magyar anknüpfen, er beschrieb Ungarn erfolgreich als Mafia-Staat, der nur noch Orbáns Clique diente. Die Polizei und Armee machten nach dem Wahlsieg keine Anstalten, den Machtwechsel mit Gewalt zu verhindern – darüber hinaus war es zuvor für Orbán nicht möglich, die Opposition komplett zu unterdrücken, weil das mit der EU-Mitgliedschaft nicht zu vereinbaren gewesen wäre. Und ganz raus wollte Orbán aus der EU eben auch nicht – weil Ungarn sich am Ende vor allem als russischer Brückenkopf über Wasser hielt, der in die EU hineinwirken konnte.

					Magyar holte mit seiner Tisza-Partei 53,2 Prozent der Stimmen und damit über zwei Drittel der Sitze im Parlament – die sogenannte Supermehrheit. Dass eine Partei auch mit einer knappen Mehrheit zwei Drittel der Mandate bekommen konnte, half nun Magyar, der autokratische Staatsumbau fiel also auf Orbán zurück. Der ganze ungarische Staat ist allerdings so sehr mit den Leuten des alten Regimes durchsetzt, dass sich erst noch zeigen muss, ob die neue Regierung Orbáns Zerstörungswerk schnell genug reparieren kann – zumal sie gleichzeitig das Land wirtschaftlich wieder aufbauen muss. Auch Magyar selbst sagte nach der Wahl: »Es liegt eine gewaltige Aufgabe vor uns. Wir müssen die Trümmer von Jahrzehnten wegräumen. Kommt und helft uns.«[8]

					Auch in einem sehr viel mächtigeren Staat ist nicht gesagt, ob ein Machtwechsel gleichbedeutend mit einem Comeback der Demokratie ist. Dabei handelt es sich ausgerechnet um jenes Land, das Deutschland mit von den Nazis befreit hat und Demokratisierung hierzulande überhaupt erst möglich machte: die USA. Im wohl mächtigsten Staat der Welt erodiert die Demokratie in Windeseile. Das renommierte schwedische V-Dem Institut hat sogar inzwischen festgehalten: »Das Tempo, mit dem die amerikanische Demokratie derzeit demontiert wird, ist in der modernen Geschichte beispiellos.«[9] Der Institutsleiter Staffan Lindberg erklärte: »Orbán in Ungarn brauchte dafür etwa vier Jahre, Vučić in Serbien acht Jahre und Erdoğan in der Türkei sowie Modi in Indien etwa zehn Jahre, um die demokratischen Institutionen so weit zu unterdrücken, wie es Trump in nur einem Jahr gelungen ist.«[10]

					Aus dieser Entwicklung lässt sich viel lernen – auch für den Widerstand.

					Auf den ersten Blick hat die US-Präsidialdemokratie nicht viel mit unserer parlamentarischen Demokratie gemeinsam. Ein Kanzler könnte nie wie Trump regieren. Er bräuchte dafür eine Zweidrittelmehrheit im Bundestag, um das Grundgesetz radikal umschreiben zu können, und hätte dann noch immer das Bundesverfassungsgericht gegen sich.

					Es gibt allerdings eine zentrale Parallele zwischen Trump und der AfD, die kaum diskutiert wird: Trumps Politik ist im Kern rassistisch und identitär, völkisch-nationalistisch würden wir hierzulande sagen. Wie die der AfD also. Genau deswegen kooperiert die MAGA-Bewegung (»Make America Great Again«) auch mit dieser Partei. Die »weißen« Amerikaner sollen nach dem Willen Trumps die absolute Macht haben, Rechte von Minderheiten und Migranten dafür wieder zurückgedrängt werden. Doch wie konnte der amerikanische Präsident diese rassistische Politik in einer zunehmend diversen Gesellschaft durchsetzen? Zumal er, bei aller Sprunghaftigkeit, absolut kohärent agiert, er als Rassist immer klar zu erkennen war?

					Trump nutzte ab 2015 die Stimmung im Land für sich aus: Die USA hatten zuvor mehrere Kriege geführt, ohne sie als klarer Sieger zu beenden, und außerdem die Folgen einer schweren Wirtschaftskrise noch immer nicht überwunden. Die Wahl eines schwarzen Präsidenten hat viele weiße Amerikaner zusätzlich erschüttert. Trump war der Backlash. Er nutzte die zunehmende Spaltung der Republikaner durch Tea-Party-Anhänger aus und zersetzte die konservative Partei von innen, radikalisierte sie, setzte dabei vor allem auf Onlinemedien. Als Präsident ging er dann bewusst nicht gegen bewaffnete Rechtsextremisten vor, die am Ende auch 2021 den Sturm auf das Kapitol vorantrieben. Darunter jene über 1500 Männer und wenige Frauen, die Trump zu Beginn seiner zweiten Amtszeit begnadigte; obwohl einige von ihnen für den Tod von Polizisten mitverantwortlich waren und Vizepräsidenten Mike Pence umbringen wollten.

					Trump konnte die zweite Wahl 2024 jedoch nur gewinnen, weil es ihm gelang, den harten Kern der MAGA-Bewegung – darunter radikale Christen, Rassisten, Verschwörungstheoretiker und Nazis – mit einem explizit rassistischen Wahlkampf erneut zum Wählen zu bewegen. Obwohl ihn auch diese Haltung 2020 noch den Sieg gekostet hatte, war er sich also treu geblieben. Gleichzeitig konnte er im Wahlkampf 2024 die Inflation und hohen Lebenshaltungskosten nutzen, die in den USA zeitweise außer Kontrolle geraten waren. So gelang es ihm, zusätzlich opportunistische Wähler zu gewinnen, die auch einen Rassisten wählen, wenn sie sich wirtschaftliche Vorteile erhoffen. Hinzu kamen männliche Wähler, die Trump als Reaktion auf eine angebliche kulturelle Revolution von links wählten und die eine (schwarze) Frau als Präsidentin fürchteten.

					Genauso macht es auch die AfD in Deutschland – sie setzt auf einen wachsenden Kern extremistischer Wähler und versucht, die Basis zu erweitern. Der harte Kern – das gilt für MAGA-Anhänger und AfD-Wähler gleichermaßen – ist dabei ideologisch so überzeugt und gefestigt, dass diese Anhänger sogar gegen ihre eigenen Interessen stimmen. Sie haben nichts von Steuersenkungen für die Reichen, die Trump durchsetzt und wie sie auch die AfD will, sie setzen aber auf den versprochenen Sadismus gegenüber Menschen, die in der sozialen Hierarchie – noch – unter ihnen stehen. Vor allem der Fremdenhass eint diesen Wählerkern. Das ist empirisch durch diverse Studien belegt.[11]

					Die gigantische Propagandamaschine in den USA hat diesen Rassismus fest im Mainstream verankert. Auf Fox News, Facebook oder Twitter, durch Hassprediger wie Trumps Ex-Berater Steve Bannon und evangelikale Christen in der MAGA-Bewegung. Der immer gleiche Tenor: Migranten sind an allem schuld. In Trumps erster Präsidentschaft gewöhnten sich die Menschen zudem an Lügen, Menschenfeindlichkeit und autoritäre Machtexzesse. Das alles konnte der Demokrat Joe Biden als Präsident in einer Amtszeit nicht zurückdrehen.

					Dass Donald Trump 2024 fortwährend die Lüge verbreitet hatte, die Wahl zuvor sei gestohlen worden, weswegen er eben sogar seine Anhänger zum Sturm auf das Kapitol anstachelte, hielt am Ende eine Mehrheit der Wähler nicht davon ab, ihn, den verurteilten Straftäter, am 5. November 2024 erneut zum US-Präsidenten zu wählen. Offenkundig kann man nicht darauf vertrauen, dass Anstand, Verstand, Fakten und eine demokratische Gesinnung automatisch demokratische Wahlen gewinnen. Vielmehr zeigt sich, dass Lügen, Verschwörungserzählungen und offene Verachtung der Demokratie in einer Demokratie selbst mehrheitsfähig sein können. Mit anderen Worten: Eine demokratische Mehrheit kann bereit sein, einen Faschisten, Rassisten, Lügner und Narzissten zu wählen. Und zwar nicht als Ergebnis einer Täuschung, sondern sehenden Auges.

					Das ist der erste große Schock.

					
						#4

						Glaubt den Extremisten, dass sie es ernst meinen!

					

					Und noch eine Illusion ließ Trump platzen. Dass sich nämlich Demokratiefeinde mäßigen, wenn sie erst regieren. Dass sie also gar keine Extremisten sind, sondern nur so reden, um Wahlen zu gewinnen.

					Das ist der größte Fehler vieler Analysten in einer postideologischen Gesellschaft: Sie sprechen den Extremisten ihre Überzeugung ab.

					Das zeigt vor allem Trump in den USA. Dort hat er in seiner zweiten Amtszeit absolute Hardliner an Schaltstellen des Staates gesetzt. Ausgerechnet der fanatische »White Supremacist« Stephen Miller ist etwa verantwortlich für die Migrationspolitik der US-Regierung. Entsprechend brutal geht die Trump-Regierung vor. Nichts dabei ist Zufall, jeder Schritt wurde rhetorisch und politisch vorbereitet: Schon 2015 sprach Trump von Migranten als »Kotze«[12], afrikanische Staaten waren für ihn später »Dreckslöcher«, Flüchtlinge »Ungeziefer«, die das Blut Amerikas vergiften. Trumps Mantra: Der Feind ist nicht weiß, er kommt von außen und bedroht die USA – unterstützt von Verrätern im Inneren. Dieser linke »Abschaum« lasse die »Invasion« durch kriminelle Migranten zu, um die einheimische Bevölkerung zu ersetzen. Da ist Trump ganz auf Linie mit bekannten Rechtsterroristen – die ihre Morde mit der Abwehr eines »großen Austauschs« begründen. Um diese »Invasion« abzuwehren, braucht es eine Armee, so sehen es jedenfalls Trump und sein Berater Miller. Die Grenzschützer des US-Heimatschutzministeriums geben dabei maskierte und bis an die Zähne bewaffnete Krieger, die Migranten auf der Straße, in Schulen und Wohnungen abgreifen dürfen. Das Vorgehen ist in den Augen von Trump und Miller gerechtfertigt, weil für sie jeder Migrant ein potenzieller Mörder, Verbrecher, Vergewaltiger ist. Dass unter den verhafteten Einwanderern Menschen sind, die zum Teil schon vor Jahren eingebürgert wurden, spielt für sie keine Rolle. Die eigene Herkunft kann man ihrer Ansicht nach niemals überwinden.

					Der US-Präsident holt sogar die Vordenker einer autoritären Umcodierung der USA in die Regierung, obwohl er im Wahlkampf noch jeden Kontakt leugnete. Russell Vought etwa, einer der Architekten des »Project 2025«, wurde Chef der Behörde, die das Regierungsbudget beaufsichtigt. Sein Ziel: die Exekutivmacht der US-Regierung massiv zu stärken, institutionellen Widerstand zu brechen, um durchregieren zu können. In dem von der erzkonservativen Heritage Foundation entworfenen Project 2025 findet sich der Kern von Trumps Agenda. Ein zentrales Ziel: die Vernichtung des politischen Gegners, jenes »radikalen linken Abschaums« (radical left scum). Deswegen – und weniger, um Geld zu sparen – wurden Ministerien und Behörden geschliffen. Denn diese Institutionen sind oftmals Arbeitgeber vieler Demokraten, die sich auch gegen Trump engagiert hatten. Dank der Regierungsjobs hatten viele Aktivisten und Aktivistinnen also ein Auskommen. Jetzt nicht mehr. Wer um seine Existenz kämpft, hat kaum Kraft, sich politisch zu wehren. Diese Ruchlosigkeit, dem politischen Feind die Existenzgrundlage zu entziehen, fehlt den meisten von Trumps Gegnern.

					Auch das guckt sich die AfD genau ab. Wen muss ich angreifen, um den Widerstand gegen meine Politik zu schwächen? Nichts passiert zufällig. Die AfD analysiert fortlaufend, oftmals mithilfe von Antidemokraten im Ausland, wer unsere Demokratie aktuell verteidigt, und greift diese Menschen dann gezielt an – egal, ob sie sich in NGOs wie den Omas gegen Rechts, in Stiftungen und Parteien oder im Einzelkampf engagieren.

					Und es sind eben keine Sprüche, wenn die AfD-Vorsitzende die Remigration von Migranten fordert, wenn Parteifunktionäre den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, die freie Wissenschaft, Gerichte und freie Medien attackieren und die Justiz und das Parlament verächtlich machen. Sie meinen, was sie sagen: Sie wollen den demokratischen Staat zerstören. Genau das macht sie erst zu Extremisten – und nicht mehr »nur« zu Radikalen oder Populisten. Das Label Extremist darf also keinesfalls leichtfertig vergeben werden – es trifft aber genau auf die Demokratiefeinde der AfD zu, die aktiv an der Abschaffung unseres demokratischen Systems arbeiten.

					Natürlich gibt es in solchen Bewegungen immer auch korrupte Akteure, Opportunisten und Hasardeure – die nicht in erster Linie ideologisch handeln. Diese Figuren gibt es auch in der AfD zuhauf. Mal wird mit Hausdurchsuchungen gegen den damaligen Bundestagsabgeordneten Petr Bystron wegen des Verdachts der Bestechlichkeit und Geldwäsche ermittelt – dem Münchner Politiker wurde vorgeworfen, Geld aus Russland angenommen zu haben. Dann wiederum wird der Ex-Mitarbeiter des AfD-Spitzenpolitikers Maximilian Krah vom Oberlandesgericht Dresden wegen Agententätigkeit für China zu einer mehrjährigen Freiheitsstrafe verurteilt. Ganz zu schweigen davon, wie schamlos Abgeordnete der AfD die Väter oder Ehefrauen von Kollegen in Mitarbeiterbüros anstellen. Die sogenannte »Vetternwirtschaftsaffäre« in der Partei löste übrigens der AfD-Bundestagsabgeordnete Jan Wenzel Schmidt aus, der selbst unter Druck geraten war und daraufhin intern eine hemmungslose Selbstbedienungsmentalität seiner Kollegen angeprangert hatte. Nachdem er in einem Interview sogar von einer »Beutegemeinschaft« sprach, wurde er aus der AfD-Fraktion ausgeschlossen.[13] Nicht selten gibt es in autoritären Bewegungen ein Hauen und Stechen, wenn es um die Verteilung der »Beute« geht, was wiederum die demokratiefeindlichen Überzeugungen belegt. »Sauber« und »unbestechlich«, also besser als die angefeindeten und von ihr diffamierten »Altparteien«, ist die AfD nur in Wahlkampfreden – genau wie Donald Trump natürlich den »Sumpf« in Washington nicht ausgetrocknet hat, sondern als der korrupteste US-Präsident der Geschichte gilt.[14] Diese augenscheinliche Gier darf aber nicht den Blick davor verstellen, dass diese Bewegung trotzdem ihre extremistischen Ziele durchsetzen will – wie vor allem Trump deutlich zeigt.

					
						#5

						Extremisten greifen nicht nur koordiniert alle Säulen der Demokratie an – sie setzen längst auch auf Gewalt.

					

					In den USA lässt sich beobachten, wie die Gegner der Demokratie konzentriert, skrupellos und planvoll das System auf allen Ebenen angreifen. Am Anfang steht dabei die Überwindung von Widerstand im rechten, konservativen Lager. Daher waren die Radikalisierung und faktische Gleichschaltung der US-Republikaner der zentrale erste Schritt. Die Republikanische Partei hat heute nichts mehr mit der von 2015 zu tun. Sie gleicht einer Sekte mit einem Personenkult. Die Partei ist gesäubert und fast frei von einflussreichen Trump-Kritikern. Die republikanische Mehrheit im Senat und im Repräsentantenhaus hat sich Trump unterworfen. Weil Senatoren und Abgeordnete von seiner Politik profitieren, immer öfter jedoch auch, weil sie Angst vor der Rache gewalttätiger MAGA-Anhänger haben. Morddrohungen sind an der Tagesordnung.[15] Noch richtet sich die Gewalt meist gegen Demokraten: Eine Politikerin der Partei wurde in Minnesota bereits von einem Attentäter ermordet, ihr Mann schwer verletzt, weitere Politiker wurden dort angeschossen.[16] Andernorts brannte der Wohnsitz einer Richterin nieder. Die Republikaner im Kongress setzen auch wegen der drohenden Gewalt bislang den (oft undemokratischen) Willen Trumps um – oder lassen ihn einfach gewähren.

					
						#6

						Autokraten kaschieren Rechtsbrüche legalistisch – das Rechtssystem bleibt formal weitgehend bestehen, wird aber für demokratiefeindliche Interessen und Ziele instrumentalisiert.

					

					Ein Hauptziel der Angriffe ist die Judikative. Trump will den Rechtsstaat unterwerfen und de facto die Justiz als unabhängige Gewalt abschaffen. Denn sie ist nicht zuletzt der natürliche Feind des rechtskräftig verurteilten Straftäters. Auch durch seine vielen Begnadigungen von Kriminellen schwächt er das System, entwertet Gerichtsurteile, knüpft Gefängnisstrafen an Macht und Geld: Wer reich ist, kommt eher frei als ein armer Schlucker. So begnadigt Trump im großen Umfang vor allem verurteilte Wirtschaftsbetrüger – darunter einen Täter, der 10.000 Anleger um über 1,5 Milliarden Dollar betrogen hatte.[17] Diverse Komplizen Trumps wie Stephen Miller und Steve Bannon sind dagegen 100-prozentige Ideologen, die den Rechtsstaat vor allem schleifen wollen, um das in 250 Jahren gewachsene System der »Checks and Balances« zum Einsturz zu bringen – sieht es doch vor, dass das Parlament und Gerichte die Exekutivmacht notfalls in die Schranken weisen können, und widerspricht damit dem absoluten Machtanspruch der MAGA-Bewegung.

					Ein Schlüssel zum Systemwechsel ist der Supreme Court, der als Verfassungsgericht jedes Gesetz und staatliche Handeln stoppen kann. In seiner ersten Amtszeit hat Trump dort gleich drei ultrakonservative Verfassungsrichter platziert. Der neu besetzte Supreme Court mit seinen neun Richtern erklärte den US-Präsidenten dann wie gewünscht 2024 quasi für immun gegen Strafverfolgung. Wenn Trump nun als Präsident also seine Kernkompetenzen ausübt und dabei geltendes Recht bricht, kann er nicht mehr juristisch belangt werden, sondern genießt automatisch Immunität. Sonia Sotomayor, von den Demokraten ernannte Richterin am Supreme Court, warnte deswegen: »Diese neue Immunität bei Amtshandlungen liegt nun ›wie eine geladene Waffe‹ in der Hand eines jeden Präsidenten, der seine eigenen Interessen, sein politisches Überleben oder seinen finanziellen Gewinn über die Interessen der Nation stellen möchte.«[18]

					Seit er wieder an der Macht ist, nutzt Trump diese Waffe gnadenlos. Er testet mit Dutzenden »Executives Orders« die legalen Grenzen aus, überschreitet sie oftmals, ohne sich mit dem Kongress abzustimmen – und die republikanische Mehrheit in beiden Kammern lässt sich das gefallen. Darauf reagieren die betroffenen Menschen, Bundesstaaten oder die demokratische Partei mit Klagen – Hunderte sind noch anhängig, andere waren bereits erfolgreich, Bundesgerichte haben etliche Executive Orders Trumps gestoppt. Die Regierung Trump rief in vielen Fällen jedoch sofort den Supreme Court in einem Eilverfahren an. Das Gericht hat – zumindest vorläufig – in 70 Prozent der Fälle für Trump entschieden. Das Schleifen von Behörden und der Rechte von Migranten wurde genauso wenig gestoppt wie die Entscheidung, Transmenschen aus der Armee zu verbannen. Immerhin in drei wichtigen Fällen entschied der Supreme Court jedoch vorerst gegen die Regierung: Das Gericht bestätigte das Urteil eines Bundesgerichts, das es Trump verbot, Nationalgardisten nach Chicago zu schicken, und es entschied, dass Trump Flüchtlinge nicht ohne Anhörung auf Grundlage eines alten Kriegsgesetzes deportieren darf. Zudem stoppte der Supreme Court alle Zölle, die sich auf ein Notstandsgesetz aus dem Jahr 1977 beriefen. Bislang geht Trumps Taktik aber noch zu oft auf: Denn die Richter folgen eben regelmäßig mehrheitlich der Meinung von Trump und seinen Anwälten, wonach die Verfassung vorsieht, dass der Präsident nahezu absolut entscheiden darf, um seine Politik durchsetzen zu können. Dass das Verfassungsgericht alle Bundesurteile, die der Regierung Trump Grenzen gesetzt haben, aufhebt, ist allerdings unwahrscheinlich. Dass es ihn umtreibt, wenn sich vor allem das Verfassungsgericht gegen ihn stellt, zeigte sich im April 2026. Als erster US-Präsident der Geschichte besucht er eine mündliche Verhandlung des Supreme Court. Offenbar, um Druck auf die Richter aufzubauen. Es ging um Trumps Politik, die neu definieren will, wer überhaupt US-Bürger werden darf. Trump blieb gut eine Stunde und ging dann wieder. Die Richter schienen unbeeindruckt. Eine Beobachterin beschrieb, wie klein der Präsident in der letzten Reihe der Kammer wirkte.

					Trump scheut – trotz dieses PR-Stunts – noch den offenen, fortgesetzten Bruch mit dem Rechtsstaat. In Einzelfällen hat seine Regierung Urteile zwar ignoriert, aber nicht auf breiter Linie. Noch sind die USA also nicht rechtlos.

					 

					Selbst Trump beruft sich immer wieder auf die Justiz. Während seine Regierung den Rechtsstaat attackiert, nutzt sie ihn gleichzeitig im Kampf gegen ihre Gegner. Trump verklagte Medienunternehmen, Universitäten, Rechtsanwaltskanzleien – wegen an den Haaren herbeigezogener Vorwürfe. Und da zeigte sich: Viele der Beklagten wie CBS und große Kanzleien verglichen sich ohne einen Prozess – sie zahlten lieber. Man wollte Trump nicht weiter gegen sich aufbringen. Der Aktivist und Hollywoodstar George Clooney kritisierte später: »Hätten CBS und ABC diese Klagen angefochten und gesagt: ›Fickt euch doch!‹, wären wir heute nicht dort, wo wir als Land jetzt stehen.«[19]

					 

					Der Politikforscher Ernst Fraenkel hat zur Erklärung des frühen NS-Terrors zwischen »Normenstaat« und »Maßnahmenstaat« unterschieden. Wer also Polizei, Justiz und Behörden in einem entfesselten »Maßnahmenstaat« auf politische Gegner loslässt, braucht dafür nicht eigens neue Gesetze. Auch die AfD würde, einmal an der Macht, so steht zu befürchten, mit einem entfesselten »Maßnahmenstaat« gegen politische Gegner und Minderheiten vorgehen. Sie würde, geht es nach ihren maßgeblichen Vordenkern, Gesetze so ändern, dass Menschen massenhaft gegängelt, entrechtet und am Ende abgeschoben werden können. AfD-Minister würden auf dieser Grundlage Polizei und Justiz auf einen neuen Kurs einschwören und das Führungspersonal wichtiger Behörden durch Hardliner ersetzen. Opportunisten würden sich anpassen. People of Color und alle Menschen mit einer Migrationsgeschichte könnten noch weniger als bisher auf die Polizei vertrauen. Schwule, Lesben, Muslime und viele andere müssten um ihre Sichtbarkeit und Sicherheit fürchten. AfD-Regierungen würden der Zivilgesellschaft die staatlichen Förderungen streichen. Beratungsstellen für die Opfer rassistischer und antisemitischer Gewalt müssten ihre Arbeit einstellen. Theater und andere Kultureinrichtungen bekämen nur noch öffentliche Gelder, wenn sie sich »neutral« verhalten. Die Partei würde so kritische Institutionen zum Verstummen bringen, den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zerschlagen, Journalisten kaltstellen. Jeden könnte es treffen. Keiner wäre mehr sicher.

					
						#7

						Rechtsextremisten haben die Medien als geschwächten Feind ausgemacht – sie werden kritische Journalisten so lange angreifen, bis alle Kritik verstummt.

					

					Doch wie konnte das alles in den USA so leicht geschehen? Wo blieb der koordinierte, dauerhafte Widerstand?

					Um diese Fragen beantworten zu können, die auch für uns in Deutschland entscheidend sind, muss man sich eines vor Augen führen: Nichts ist über Nacht passiert. Im Gegenteil. Der Widerstand in den Vereinigten Staaten wurde systematisch gebrochen, während man gleichzeitig vor allem medial ein anti-demokratisches Potenzial förderte – sodass sich nun der Umsturz auf vielen Ebenen scheinbar ohne Gegenwehr und blitzschnell vollziehen kann.

					Seit Jahren zieht ein Propagandasturm über die USA hinweg. Vor allem die Wirkung des rechten Senders Fox News ist gewaltig – Fox News ist der Quotengigant aller Nachrichtenkanäle. Auch hier gibt es Parallelen zu Deutschland, wie wir noch in mehreren Kapiteln zeigen werden.

					Die USA machen auch vor, wie schnell der Gegenpol, die »freie Presse«, als Institution implodieren kann. Die überregionalen Zeitungen wurden fast alle von Milliardären aufgekauft, die sich meist mit Trump gut stellen. Die Bosse der größten US-Digitalgiganten – wie Meta, Alphabet (Google), Amazon oder Apple – haben zudem nicht nur bei der zweiten Amtseinführung symbolträchtig hinter Donald Trump gestanden und das Knie gebeugt. Apple hat mit The Savant in vorauseilendem Gehorsam den Start einer Serie über rechte Terroristen auf dem eigenen Streamingdienst auf unbestimmte Zeit kurzfristig verschoben – man verkündete die Maßnahme am Tag der Trauerfeier für den ermordeten rechten Aktivisten Charlie Kirk. Jeff Bezos’ Amazon Prime-Sender zahlte der eigens gegründeten Firma von Melania Trump 40 Millionen Dollar für die Rechte an einer Dokumentation über ihr Leben – und bot damit 26 Millionen mehr als Disney. 35 Millionen Dollar für eine PR-Kampagne gab es obendrauf – beides eine eher schlecht getarnte Bestechung.[20] Der TV-Sender CBS tauschte gar den Nachrichtenchef aus, um Trump zu gefallen. Mit Bari Weiss wurde eine konservative Meinungsjournalistin ohne TV-Erfahrung installiert. Weiss hat bereits kritische Berichterstattung über Trump im wichtigsten investigativen US-Fernsehmagazin 60 Minutes blockiert – so über Trumps Verbindung zum Sexualstraftäter Jeffrey Epstein. Führende CBS-Moderatoren und Journalisten wurden vergrault, vorgeführt oder ganz abgesetzt. Darunter der Talkshow-Host Stephen Colbert, eine moralische Institution.

					So geht darwinistische Menschenführung: Die wichtigsten Gegenspieler werden öffentlich gedemütigt, um den Rest auf Linie zu bringen. In einem Clip spiegelte der neue CBS-Nachrichtenmoderator sogar eine der wichtigsten Verschwörungstheorien der MAGA-Bewegung wider und deutete an, der Sender habe bis dahin bewusst die Wahrheit verzerrt: »weil wir die Sichtweise von Aktivisten berücksichtigt haben und nicht die des Durchschnittsamerikaners. Oder weil wir den Analysen von Wissenschaftlern oder Eliten zu viel Gewicht beigemessen haben – und nicht ihnen.«[21]

					Parallel wurde dem öffentlich finanzierten Rundfunk NPR und kleinen lokalen Sendern die Finanzierung entzogen, die seitdem um ihr Überleben kämpfen oder gleich ganz schließen mussten. Kritische Reporter wurden aus dem Pentagon und dem Weißen Haus entfernt und zum Teil durch rechtsradikale Verschwörungstheoretiker ersetzt. Ähnliches steht auch in Deutschland zu befürchten, wo die AfD nicht nur seit Jahren immer wieder die freie Presse attackiert, sondern auf die breite Unterstützung durch rechte Medienaktivisten setzen kann – nicht zuletzt durch Elon Musk, den reichsten Mann der Welt, der die AfD unterstützt, wo es nur geht.

					
						#8

						Ob eine Zivilgesellschaft wirklich gefestigt ist, zeigt sich erst in der Krise – dann muss sie sich wehren, vernetzen und ihre finanziellen Ressourcen nutzen. Denn nicht Institutionen schützen Demokratien automatisch, sondern Menschen, die handeln. Oder eben auch nicht.

					

					Niemand kann in den USA für sich in Anspruch nehmen, überrumpelt worden zu sein. Trump hat sein Politikverständnis immer wieder ausführlich erläutert. Der deutsche Historiker Thomas Zimmer analysierte treffend: »Man hätte hoffen dürfen, dass es aufgrund der gewachsenen zivilgesellschaftlichen Strukturen in den USA eine stärkere Resilienz gibt. Institutionen wie Medienunternehmen, Unis und Anwaltskanzleien verfügen über enorme finanzielle Ressourcen und könnten sich einem autoritären Regime entgegenstellen. Aber leider müssen wir erkennen, dass viele dieser Institutionen ihre Ressourcen gar nicht einsetzen wollen, um dies zu tun. Somit sind die USA leider nur eine auf dem Papier gefestigte Zivilgesellschaft und in der Praxis eine, die sich relativ schnell autoritär umbauen lässt. Und das Tempo ist ausgesprochen besorgniserregend.«[22]

					Angst zeigt sich dabei als ein entscheidender Machtfaktor für Trump. Sie wirkt eben nicht nur bei migrantischen oder queeren Communitys. In diesem Klima der Angst fügen sich viele Menschen einfach und stellen sich gleichsam in Reih und Glied auf, in Erwartung der neuen Befehle. Als Trump etwa die Eliteuni Harvard angriff oder die Nachrichtenagentur AP aus dem Weißen Haus drängte, duckten sich Universitäten und Medienhäuser weg. Der Historiker Thomas Zimmer, lange Mitglied einer US-Fakultät, sagt dazu: »Die Unis hätten von Beginn an gemeinsam einen Weg finden müssen, dem trumpistischen Angriff auf die Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit zu begegnen. Stattdessen sind sie einer individuellen Logik gefolgt und haben entschieden, sich nicht zum Märtyrer machen zu wollen. Dadurch entsteht eine fatale Dynamik: Eine Institution fällt nach der anderen.«[23] Von anderen Demokratien, in denen autoritäre Bewegungen an die Macht kamen, wisse man, »was als zivilgesellschaftliche Reaktion wirkungsvoll ist und was ganz fatal«.

					Die bitterste Lehre ist, dass alles auch deswegen so rasend schnell ging, weil es an Solidarität und Mut mangelte und man nicht aus der Erfahrung anderer Staaten lernte, obwohl die Spitzen-Faschismusforscher fast alle in den USA lehren beziehungsweise lehrten – viele verlassen inzwischen das Land. Zimmer: »Die Lehre Nummer eins aus Ländern wie Ungarn, Polen und der Türkei lautet: Es darf autoritären Regimen auf keinen Fall gelingen, zivilgesellschaftliche Akteure der Reihe nach gefügig zu machen. Vielmehr braucht es eine schnelle Koordination und kollektive Reaktion. Doch das hat bislang kaum stattgefunden, und das ist brandgefährlich.«

					
						#9

						Vorsicht vor Gewöhnungseffekten: Die rechten Angreifer haben die Demokratie schon so weit destabilisiert, dass wir uns die Schlachten nicht mehr aussuchen können.

					

					Die lange ausbleibenden Reaktionen vieler Institutionen in den USA haben in der Krise gezeigt, dass die Zivilgesellschaft nicht so gefestigt war wie gehofft. Viele Institutionen haben sich eben nicht sofort gewehrt, vernetzt und ihre finanziellen Ressourcen genutzt, um die Demokratie bedingungslos zu schützen. Das eigene Überleben schien ihnen wichtiger zu sein. Auch hierzulande setzt vorauseilender Gehorsam gegenüber der AfD in Medien und Politik schon ein, obwohl die Partei gar nicht regiert. Die AfD versteht unterdessen: Wer die Schaltstellen in Justiz, Polizei und Behörden mit einem willfährigen Personal besetzt, kann durchregieren.

					Vorbild Polen: Auch da wurde der Oberste Gerichtshof von der PiS-Regierung politisiert, unliebsame Richter wurden vor eine Disziplinarkammer gestellt, am Gericht eine neue Kammer für außerordentliche Überprüfung und öffentliche Angelegenheiten geschaffen. Zwar wurde die rechtspopulistische PiS-Regierung 2023 nach acht Jahren abgewählt, doch die Aufräumarbeiten, so zeigte sich dort, gehen nach den autoritären Phasen eher zäh voran. Zumal sich die polnischen Bürger 2025 einen rechten Präsidenten gewählt haben, der weitaus größere Macht als etwa der Bundespräsident hierzulande hat. Auch deshalb ist derzeit völlig offen, ob die radikalen Kräfte in Polen in naher Zukunft besiegt werden können.

					Man darf also mit dem Widerstand nicht warten, bis autoritäre Kräfte ihre Macht konsolidieren können und Gegner so schwächen, dass Wahlen Makulatur werden – siehe Türkei und Russland. Es kann Jahre dauern, bis Autokraten ernst machen und ihren Machtanspruch immer brutaler durchsetzen. Sogar Putin in Russland und Erdoğan in der Türkei gaben sich lange moderat und galten einigen gar als demokratische Hoffnungsträger, bevor sie ernst machten. Sowohl die Eroberung der kulturellen Hegemonie als auch der politischen Macht durch die neuen Faschisten sind also ein schleichender Prozess.

					Rechtsextremisten werden natürlich umso gefährlicher, je vehementer die autokratische Internationale von Trump bis Putin sie unterstützt. Und sie werden eben nicht ungefährlicher, nur weil sie schon lange politisch aktiv sind, in der Nachbarschaft wohnen, bei Wahlen anfangs nur gemächlich zulegen oder regelmäßig im TV auftreten. Die Publizistin Marina Weisband hat diese schleichende Gefahr in ihrer Rede zum 80. Jahrestag der Befreiung des Konzentrationslagers Buchenwald eindrucksvoll beschrieben: »Wenn der Faschismus kommt, scheint noch immer die Sonne. Die Vögel singen. Sie gehen zur Arbeit. Alles ist normal. Nur Transmenschen verlieren ihre Rechte. Und Asylsuchende. Und Immigranten. Und Behinderte. Und Muslime. Und Juden. Und linke Journalisten. Und alle anderen Journalisten. Und ich. Und Sie. Und niemandem ist mehr klar, wann es eigentlich zu spät wurde.«[24]

					Wer erkennt, wie ernst die Lage ist, steckt mitten in einem Dilemma, denn dann gilt es, die Schlüsselfragen zu beantworten: Wie kann man demokratisch gewählte Demokratiefeinde aus der Opposition heraus erfolgreich mit demokratischen Mitteln friedlich bekämpfen? Geht das überhaupt?

					 

					In den USA lässt sich studieren, wie man es nicht macht. Die Opposition war lange wie gelähmt, Massenproteste blieben zunächst aus, ein Generalstreik für migrantische Kolleginnen und Nachbarn stand nicht zur Diskussion, da einige Gewerkschaften etwa Trumps Zollpolitik bejubelten und ihn schon vor der Wahl unterstützt hatten. Nur wenige führende Mitglieder der Demokratischen Partei setzen zudem auf Fundamentalopposition – sie behaupten den Notfall, handeln aber nicht so. Viele Oppositionelle spielen vielmehr weiter so mit, als hätte sich nicht das ganze Spiel geändert, stimmen etwa mit Republikanern im Kongress, um Gesetze durchzubringen oder deren Kandidaten zu bestätigen. Die US-Demokraten müssen sich ja tatsächlich an die Spielregeln halten, weil sie Demokraten im Wortsinn sind und im Gegensatz zu Trump & Co. nicht zu illegalen Mitteln oder Gewalt greifen wollen. Sind wir Demokraten also hilflos? Nein, und das zeigen paradoxerweise auch die USA. Denn Widerstand ist immer – immer! – möglich, und er hat viele Gesichter. Man muss aber:

						Schnell handeln, zusammenstehen, den Widerstand koordinieren.

	Öffentlichkeit herstellen. Der Talkshowhost Colbert wurde noch abgesetzt, bei seinem Kollegen Jimmy Kimmel blieb Trump erfolglos, auch weil sich einflussreiche Schauspieler solidarisierten und Kimmels Arbeitgeber Disney unter Druck setzten. Unternehmensführungen sind oft ur-opportunistisch – sie suchen immer den Weg des geringsten Widerstands. Der Ärger, Kimmel abzusetzen, war plötzlich größer als der Ärger durch Trump.

	Nerven bewahren und prüfen: Was haben die Demokratiefeinde wirklich schon durchgesetzt und was nicht? Wer und was braucht sofort den größten Schutz? In den USA zeigte sich: Die Hand von Trump ist nicht so stark, wie er behauptet – er hat versucht, so schnell wie möglich so viele demokratische Strukturen wie möglich zu zerstören. Nicht an jeder Stelle ist es ihm gelungen.




					Dass der Widerstand auch unter enormem Druck funktionieren kann, zeigt vor allem die Stadt Minneapolis. Als die Regierung Trump Tausende Agenten des Heimatschutzministeriums in die Hochburg der Demokraten schickte, um wahllos Migranten jagen und festnehmen zu lassen, regte sich vor Ort breiter Widerstand. Bürger warnten mit Trillerpfeifen vor ICE-Gruppen. Teilweise verfolgten und blockierten sie die Agenten. Anwälte arbeiteten pro bono für Verhaftete. Öffentlichkeit wurde hergestellt, Zugriffe wurden gefilmt und online gestellt. Selbst als der ICE-Agent Jonathan Ross die Mutter Renée Good in ihrem Auto erschoss, gingen die Menschen weiter auf die Straße. Der Krankenpfleger Alex Pretti zahlte dafür mit seinem Leben. Als er einer Frau half, die von einem Sondereinsatzkommando der Grenzschutzbehörden geschubst wurde, feuerten die Agenten zehnmal auf ihn.[25] Als die maskierten Greifer schließlich größtenteils abgezogen wurden, blieb eine traumatisierte Stadt zurück. Die Regierung Trump hatte in Minneapolis ein Exempel statuiert – strafrechtliche Konsequenzen hatten die Erschießungen für die beteiligten Agenten bislang keine. Doch die Presse – auch die von Jeff Bezos aufgekaufte Washington Post – berichtete fortan kritischer über die Migrationspolitik von Trump, die New York Times und viele andere Medien arbeiteten ausführlich das brutale Vorgehen der Bundesagenten in Minneapolis auf.

					Auch wegen der Ereignisse von Minneapolis und weil sich die Bürger mutig und friedlich gewehrt haben, wandelt sich die politische Stimmung in den USA. Fast alle Wahlen seit der Präsidentschaftswahl 2024 hat Trumps Partei erdrutschartig verloren – darunter Nachwahlen und diverse Gouverneurswahlen. So gewann die moderate Demokratin Abigail Spanberger deutlich in Virginia. Zum Teil haben die Demokraten sogar in absoluten Republikaner-Hochburgen lokale Mandate gewonnen, etwa in Texas.

					Führende Demokraten denken daher weiter taktisch: Sie hoffen, dass die Wähler in den »Midterms« den Fehler Trump 2.0. korrigieren werden. Wie eine einflussreiche Demokratin sagte: »Wenn wir den Gavel [gemeint ist der Hammer, mit dem man im US-Parlament wie in einem Gericht zur Ordnung ruft] erst mal wieder in den Händen halten, dann enden die rechtlosen Zeiten.« Das mag so kommen – bei einer verheerenden Niederlage könnten sogar Teile der MAGA-Bewegung kollabieren, die Republikanische Partei sich zudem angesichts des unweigerlichen Endes der Trump-Ära selbst zerfleischen.

					Allerdings ist nicht einmal gesichert, was kurzfristig nach den Wahlen im November 2026, den Midterms, passiert: Werden die Wahlen frei und fair verlaufen? Wird Trump das Ergebnis anerkennen? Werden die Demokraten rechtlich gegen ihn vorgehen? Ihn sogar als Präsidenten absetzen? Und: Lassen sich alle ICE-Agenten wieder entwaffnen, und werden sie eine Degradierung hinnehmen?

					Viele Probleme werden darüber hinaus bleiben – sollte ein Mitglied der demokratischen Partei die nächsten Präsidentschaftswahlen gewinnen, würde die neue Regierung in jedem Fall ein fragiles Land übernehmen, nicht zuletzt, weil sich das Gewaltpotenzial der frustrierten MAGA-Anhänger nicht in Luft auflösen wird.

					Und wird der nächste Präsident, egal, aus welcher Partei er stammt, überhaupt eine Re-Demokratisierung des Landes anstreben? Die Erfahrung lehrt: Die US-Regierung – egal, von wem geführt – gibt weitreichende Gesetze freiwillig eher nicht auf. So hat Barack Obama das toxische republikanische Erbe – Folter von Terrorverdächtigen, Drohnenangriffe, Guantanamo – spät oder gar nicht beendet.

					Es ist also völlig unklar, ob sich die Zeit zurückdrehen lässt.

					Das heißt jedoch nicht, dass die USA dem Untergang geweiht sind. Paradoxerweise kann es sein, dass die US-amerikanische Demokratie sogar schneller als erwartet aus der Krise herauskommt, weil ein etwaiger Präsident der Demokratischen Partei – genau wie Trump – mit einer enormen Machtfülle ausgestattet wäre. Diese Macht könnte im Prinzip auch genutzt werden, um mit den Feinden eines freien Systems abzurechnen. Wovon übrigens auch Trumps Anhänger ausgehen. So sagte Steve Bannon, Vordenker der MAGA-Bewegung, bei dem Treffen eines rechten Thinktanks: »Wenn wir die Zwischenwahlen verlieren und auch 2028 den Kürzeren ziehen, landen einige hier im Raum im Gefängnis – mich eingeschlossen.«[26]

					Dass es so kommt – dass sich die Demokratie in den USA also selbst heilt –, ist aber nicht ausgemacht. Denn eines zeigt der Blick auf andere Länder: Fast alle Staaten, die Autokraten wählten, sind sie nicht nur nicht mehr losgeworden – siehe Russland und Türkei –, sondern sogar in Richtung Faschismus abgerutscht. Mit einer Ausnahme: Brasilien. Die Wähler haben den rechtsextremen Trump-Freund Jair Bolsonaro nicht nur abgewählt, die Justiz ist gegen ihn auch wegen eines Putschversuches vorgegangen (was nichts daran ändert, dass sein Sohn zur Wahl antreten darf). Das müssen sich eben auch die Demokraten in den USA zu Herzen nehmen. Dort ist ein demokratisches Comeback noch möglich – wenn die Dinge anders laufen als nach dem Sieg Joe Bidens 2020, als man eben nicht gegen Trump und seine Bewegung durchgegriffen hatte. Trump wegen des Umsturzversuches 2021 nicht angeklagt zu haben hat sich als fataler historischer Fehler erwiesen. Daraus lässt sich eine wichtige Lehre ableiten: Demokraten müssen selbst Härte zeigen. Daher:

					
						#10

						Es reicht nicht, Extremisten an den Wahlurnen zu besiegen: Man muss sie auch danach weiter mit allen demokratischen Mitteln bekämpfen.

					

					Man könnte einwenden: Anders als in den USA und Brasilien gibt es hierzulande weder Milizen unter Waffen noch Truppen wie ICE oder Zustände wie in Russland. Führen die Vergleiche mit anderen Ländern also doch zu weit? Bleibt die Situation ohne die Angst vor Gewalt nicht am Ende doch vergleichsweise ungefährlich?

					Leider nein. Mit Ein-Drittel-Sperrminoritäten kann die AfD bereits jetzt in mehreren Bundesländern die Wahl von Richtern verhindern und die parlamentarische Demokratie hilflos wirken lassen. Und jede Krise hilft der AfD. Schon jetzt schwächt eine Minderheitsregierung wie die in Sachsen das Vertrauen in die Demokratie weiter, weil sie nur schwer Kompromisse findet. Die AfD schlachtet nicht nur in Sachsen jeden Parteienstreit aus und diffamiert jeden demokratischen Interessenkonflikt als Schwäche. AfD-Politiker verbreiten permanent ihre Untergangerzählung über Deutschland, sie provozieren, stiften Chaos und bieten sich als Retter in der Not an, ohne ein Konzept zu haben. Gleichzeitig wird der Ruf nach stabilen Verhältnissen lauter – notfalls unter AfD-Beteiligung. Das demokratische Tabu, mit einer rechtsextremen Partei in Deutschland zu koalieren, wird aufgeweicht – wie wir noch ausführlich im nächsten Kapitel zeigen werden. Viele AfD-Wähler entscheiden sich derweil bereits zum wiederholten Mal und sehenden Auges für einfache völkische und autoritäre Scheinlösungen und ermächtigen damit Rechtsextremisten. Denn niemand kann nach vielen Jahren der Radikalisierung noch behaupten, nicht zu wissen, mit wem man es bei der AfD zu tun hat. Der politische Diskurs wird derweil, getrieben von der AfD, immer weiter nach rechts verschoben. Und sehr schnell kann die Lage ernst werden – und eine Kettenreaktion ausgelöst werden.

					 

					So sieht die erste Phase eines realistischen Szenarios aus: Entweder reagiert die AfD nach der Landtagswahl 2026 in Sachsen-Anhalt allein – oder gegen sie kann keine Mehrheit gebildet werden.
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